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Vorwort


Das Beherrschen korrekter Definitionen ist für das Bestehen von Strafrechtsklausuren wesentlich. Einige geläufige Definitionen müssen Sie in jeder Klausur aus dem Gedächtnis abrufen können, ohne lange Nachdenken zu müssen. Andere ungewöhnlichere Definitionen sollten zumindest in einer Klausur grob hergeleitet werden können.


Dieses Überblickswerk soll das Lernen von Strafrechtsdefinitionen erleichtern. Viel Erfolg in der Klausur und in der Hausarbeit!


Dr. jur. Martin Berger


Leipzig, Dezember 2018




Allgemeiner Teil


Handlung





	Handlung

	Handlung im strafrechtlichen Sinne ist jedes vom menschlichen Willen getragenes oder beherrscbare sozialerhebliche Verhalten (sog. soziale Handlungslehre1). Nur Menschen können i.S.d. Strafrechts handeln (keine jur. Personen, diese handeln durch ihre Organe). Die menschliche Willensbetätigung muss nach außen gerichtet sein (Sozialerheblichkeit) und das Verhalten muss beherrscht oder beherrschbar sein (keine Reflexe oder mechanisch erzwungene Bewegungen)










1 Engisch-Festschrift S.339ff.; Bloy in ZStW 90, S.611ff.




Kausalität





	Kausalität

	(Ursache) ist im Strafrecht die Beziehung zwischen Handlung und tatbestandsmäßigen Erfolg. Die Kausalität wird im Strafrecht meistens mit der conditio-sine-qua-non Formel bestimmt (sog. Äquivalenz- bzw. Bedingungstheorie). Danach kann die Handlung nicht hinweggedacht werden, ohne das der tatbestandsmäßige Erfolg entfiele.





	Äquivalenztheorie

	(Bedingungstheorie, conditio-sine-qua-non-Formel): Eine Handlung ist dann Ursache für ein Erfolg, wenn sie nicht hinweggedacht werden kann, ohne dass der konkrete tatbestandsmäßige Erfolg entfiele2.






	Adäquanztheorie

	
Ein Tun oder Unterlassen ist danach nur dann kausal, wenn sich die objektive Möglichkeit des Erfolgseintritts nach allg. Lebenserfahrung in nicht unerheblicher Weise erhöht hat3. Die Äquivalenztheorie hat den Nachteil, dass sie keine Unterscheidung zwischen wesentlichen und unwesentlichen Ursachen vornimmt und damit zu weitgehend ist





	alternative Kausalität

	(Doppelkausalität) Zwei Ursachen führen zum selben Erfolg. Jede Ursache hätte für sich allein zum Erfolg geführt. Denkt man sich eine Handlung weg, so bleibt der tatbestandsmäßige Erfolg bestehen.





	

	Bsp:


A und B mischen unabhängig voneinander dem O je eine zur selben Zeit wirkende tödliche Dosis Gift in sein Bierglas. O stirbt nach dem ersten Schluck.





	hypothetische Kausalität

	Die hypothetische Kausalität ist insbesondere bei den unechten Unterlassungsdelikten relevant.


Hypothetische Kausalität liegt vor, wenn die rechtlich erwartete Handlung nicht hinzugedacht werden kann, ohne dass der tatbestandliche Erfolg entfiele (sog. modizierte conditio-sine-qua-non-Formel).


Sie stellt den Zusammenhang zwischen unterlassener Handlung und tatbestandsm. Erfolgseintritt her.





	überholende Kausalität

	Mind. zwei unterschiedliche Ursachen führen nacheinander zum tatbestandsmäßigen Erfolgseintritt. Nach der Äquivalenztheorie bleiben sog. Reserveursachen außer Betracht.





	

	Bsp:


A will den O erschießen. A drückt ab. Noch bevor die Kugel den O trifft, wird der O mit einem sofort tödlichen Stich ins Herz durch B getötet. Die Handlung des B ist kausal für den Todeseintritt. Die von A gesetzte Reserveursache bleibt außer Betracht.





	kumulative Kausalität

	Der Erfolg wird nur durch Zusammenwirken mind. zweier Ursachen herbeigeführt.





	

	Bsp:


A und B wollen unabhängig voneinander den O mit Gift töten. Beide verwenden eine zu geringe Dosis, die für sich allein nur Schmerzen verursacht. Erst durch die Verdoppelung der Dosis stirbt O. Hier können beide Handlungen nicht hinweggedacht werden, ohne das der tatbestandsmäßige Erfolg entfiele. A und B handelten kausal. Allerdings können die Handlungen den jeweiligen anderen nicht objektiv zugerechnet werden. Folglich werden A und B nur wegen versuchten Totschlag (ggf. versuchter Mord) bestraft, obwohl O tatsächlich verstorben ist.





	objektive Zurechnung

	Nach der h.L. bedarf der durch die Äquivalenztheorie ermittelte Ursachenkreis einer normativen (wertenden) Einschränkung, dh. der konkrete Erfolg muss dem Täter auch obj. zurechenbar sein.


Obj. Zurechenbarkeit liegt vor, wenn der Täter durch sein Verhalten eine rechtlich missbilligte Gefahr des Erfolgseintritts geschaffen hat und sich im konkreten tatbestandsmäßigen Erfolg gerade diese Gefahr verwirklicht4.






	rechtlich missbilligte Gefahr

	Im Zusammenhang mit der Lehre der objektiven Zurechnung. An einer rechtlich missbilligten Gefahr fehlt es, wenn



	 der Schaden außerhalb des menschlichen


Beherrschungsvermögens liegt,


	 der Täter das Risiko verringert5 oder


	 der Täter sozialadäquat handelt.









	Risikozusammenhang

	Im Zusammenhang mit der Lehre der objektiven Zurechnung. Der Risikozusammenhang fehlt bei folgenden Konstellationen:



	Fälle der freiverantwortlichen Selbstgefährdung/Selbstschädigung6,


	 bei völlig atypischen Kausalverläufen


	 wenn der Erfolg außerhalb des Schutzzwecks der Norm liegt (wenn sich im Erfolg nicht das verbotene, sondern ein anderes Risiko verwirklicht)7, oder


	 fehlender Pflichtwidrigkeitszusammenhang 8(Erfolg wäre auch bei pflichtgemäßen Täterverhalten eingetreten)














2 BGHSt 1, 332; OLG Stuttgart JZ 1980, 618; Baumann/Weber, AT, S.219ff; Lackner, AT, Rn. 9 vor §13; Schlüchter in JuS 1976, 312.


3 Engisch, Kausalität, S.41ff.


4 Kühl, AT, § 4, Rn. 43; Jakobs, AT, 7/35ff.; Schönke/Schröder/Lenckner, vor § 13 Rn.93.; Wessels/Beulke, AT, Rn. 182.


5 Wessels/Beulke, AT, Rn.190ff.


6 BGHSt 24, 342; BGH NStZ 1985, 25.


7 BGHSt 1, 332 (334).


8 BGHSt 11, 1 (7); 33, 61 (63).




Vorsatz





	Vorsatz (allg.)

	
Vorsatz ist der Wille zur Verwirklichung eines Straftatbestandes in Kenntnis seiner obj. Tatbestandsmerkmale. (kurz ausgedrückt: Wissen und Wollen der Tatbestandsverwirklichung9).





	dolus directus 1. Grades (Absicht)

	Dem Täter kommt es auf den Erfolg an. Er will den tatbestandsmäßigen Erfolg (absichtlich) erreichen.





	
dolus directus 2. Grades


(Wissen oder auch Direktvorsatz genannt)

	Der Täter weiß, dass sein Handeln den tatbestandsmäßigen Erfolg herbeiführt. Der Erfolg kann dem Täter sogar ansicht "unerwünscht" sein.





	dolus eventualis (Eventualvorsatz)

	umstr.; nach der herrschenden Einwilligungs- o. Billigungstheorie muss der Täter den für möglich gehaltenen Erfolgseintritt zumindest billigend in Kauf genommen haben. Achtung: Abgrenzung zur bewussten Fahrlässigkeit.





	
dolus subsequens (nachträglicher

	Liegt vor, wenn der Täter eine





	
Billigung einer Tathandlung)

	Tathandlung erst nachträglich billigt und damit im Zeitpunkt der Tathandlung noch keinen Vorsatz hatte. Dolus subsequens reicht nicht zur Verwirklichung des subj. Tatbestandes aus10.





	

	Bsp:


A nimmt das Fahrrad des O weg, um es eine Weile zu gebrauchen. Im Zeitpunkt der Wegnahme will er es dem O später zurückbringen. Als er das Fahrrad fährt, gefällt es ihm so gut, dass er es behalten will.


Hier fehlt es an der Zueignungsabsicht im Ztpl. der Wegnahme. Die spätere Zueignungsabsicht ist unbeachtlich. § 242 I ist daher nicht erfüllt.





	
dolus generalis (unbestimmter Vorsatz)

	Liegt vor, wenn sich der Vorsatz zur Tatbestandsverwirklichung nicht unbedingt auf eine bestimmte Handlung, sondern auf einen ganzen Geschehensablauf erstreckt11.





	

	Bsp:


T sticht O nieder. T glaubt, O sei tot. O lebt aber unerkannt noch. T schmeißt den O in eine Jauchegrube. Dort ertrinkt er12. Nach h.M. liegt hier ein Abweichen vom Kausalverlauf vor. Nach einer Mindermeinung (Lehre vom dolus generalis) liegt ein unbestimmter Vorsatz vor13.





	überschießende Innentendenz

	Delikte mit überschießender Innentendenz sind diejenige Straftatbestände, die neben dem Vorsatz noch besondere subj. Tatbestandsmerkmale erfordern ("Absicht", "um zu"), z.B. Zueignungsabsicht (§§ 242, 249); §§ 253, 259, 263 (Bereicherungsabsicht).





	
dolus alternativus (Alternativvorsatz)

	Liegt vor, wenn der Täter eine bestimmte Handlung will, dabei aber nicht sicher weiß, welcher von zwei in Betracht kommenden gesetzlichen Tatbeständen dadurch verwirklicht werden14.










9 Lackner/Kühl, StGB, § 15, Rn. 23ff.


10 Fischer, StGB, § 15, Rn. 4; Otto, AT, § 7, Rn. 20.


11 Puppe, AT, § 10, Rn. 25ff.; Rengier, § 15, Rn. 51ff.


12 Jauchegrubenfall, BGHSt 14, 193.


13 Welzel, Lehrbuch AT, S.74; Baumann/Weber, AT S.393f.


14 Jescheck/Weigend, AT, S.304.




Rechtswidrigkeit





	Rechtswidrigkeit der Handlung

	Eine Handlung ist grds. immer dann rechtswirdrig, wenn ein Straftatbestand verwirklicht und nicht durch einen Rechtfertigungsgrund gedeckt war. Die Erfüllung des Tatbestandes "indiziert" die Rechtswidrigkeit. Ausnahme sog. offene Tatbestände (z.B. §§ 240, 253).





	offene Tatbestände

	Bei offenen Tatbeständen muss die Rechtswidrigkeit positiv geprüft werden.





	

	Hier reicht die Verwirklichung des Tatbestandes (allein) nicht aus. z.B. §§ 240 II, 253 II, sog. Verwerflichkeitsprüfung.


Zunächst sind die allgemeinen Rechtfertigungsgründe zu prüfen. Erst danach erfolgt die Prüfung der Verwerflichkeit15.










15 Eisele, BT 1, Rn. 451.




Notwehr, § 32 StGB





	Aufbauschema

	
1. Notwehrlage


1.1. Angriff


1.2. Gegenwärtigkeit


1.3. Rechtswidrigkeit





	

	
2. Notwehrhandlung


2.1. Erforderlichkeit





	

	
	Geeignetheit zur Beendigung des Angriffs


	relativ mildestes Mittel








	

	2.2. Gebotenheit


(kein Rechtsmissbrauch)





	

	
3. Verteidigungswille


(subjektives Element)





	Nothilfe

	Eine Form der Notwehr, die zugunsten eines Dritten ausgeübt wird. Von Notwehr spricht man hingegen, wenn der gerechtfertigte Täter einen Angriff von sich abwendet.





	Angriff

	
Ein Angriff ist jede durch eine menschliche Handlung drohende Verletzung rechtlich geschützter individueller Güter oder Interessen16.






	Gegenwärtigkeit

	Gegenwärtigkeit liegt vor, wenn der Angriff



	 unmittelbar bevorsteht


	 gerade stattfindet, oder


	 noch fortdauert.









	Rechtswidrigkeit

	Rechtswidrig ist der Angriff, wenn er seinerseits nicht durch einen Erlaubnissatz gedeckt ist.


Der Angreifer selbst muss rechtswidrig handeln und darf damit nicht gerechtfertigt sein.





	Notwehrlage

	Situation, in der ein gegenwärtiger, rechtswidriger Angriff auf ein Rechtsgut vorliegt.





	Erforderlichkeit

	Die Verteidigungshandlung ist erforderlich, wenn sie



	 das mildeste Mittel ist, den Angriff


	 sofort und ohne Risiko


	 endgültig abzuwehren. (Achtung, keine Güterabwägung!)17










	Gebotenheit

	Die Verteidigungshandlung ist auch geboten, wenn kein Rechtsmissbrauch vorliegt18.


Dieser Punkt ist nur zu problematisieren, wenn ein Rechtsmissbrauch ersichtlich ist.





	

	z.B.



	 Notwehrprovokation19



	schuldloses Handeln


	 Bagatellangriffe


	 besonders extremes Missverhältnis20



	 schuldlos Handelnde (Kinder)21.










	Notwehrprovokation

	Der Notwehrübende hat die Notwehrlage selbst durch vorsätzliches oder fahrlässiges Vorverhalten herbeigeführt. Die Behandlung von Notwehrprovokationskonstellationen ist umstritten: Bei Absicht22: (Rspr: kein Notwehrrecht); a.A. abgestuftes Notwehrrecht23 (erst Ausweichen, dann Schutzwehr, dann Trutzwehr). Bei bedingtem Vorsatz und Fahrlässigkeit: abgestuftes Notwehrrecht (s.o.)
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